
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 23. September 2003 

 

 Nr. 2003/1835   

Änderung der Steuerverordnung Nr. 10: Bezug, Fälligkeit und Verzinsung der Haupt- und Nebensteuern 

  

1. Erwägungen 

Mit Änderung vom 4. Juli 2002, in Kraft getreten am 1. Januar 2001, wurde neu eine Mahngebühr 

von Fr. 50.— für die zweite, eingeschriebene Mahnung von Steuerausständen eingeführt. Nicht ge-

regelt wurde der Rechtsmittelweg. Mangels ausdrücklicher Regelung wäre gemäss Verwaltungsrechts-

pflegegesetz (BGS 124.11.) die Beschwerde an das Finanzdepartement und anschliessend an das 

Kant. Steuergericht zulässig. Sinnvoller sind jedoch die Rechtsmittel des Steuerverfahrens, nämlich 

die Einsprache an die verfügende Behörde, hier die Bezugsbehörde, und anschliessend der Rekurs 

– ebenfalls – an das Steuergericht. Die gleichen Rechtsmittel bestehen auch für Zinsverfügungen. 

Die Verordnung wird in diesem Sinn ergänzt. 

2. Beschluss  

Siehe nächste Seite. 
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Änderung der Steuerverordnung Nr. 10: Bezug, Fälligkeit und Verzinsung 
der Haupt- und Nebensteuern 

RRB Nr. 2003/1835 vom 23. September 2003 

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn 

gestützt auf §§ 118 Absatz 2, 177 Absätze 1 und 2, 178 Absatz 4, 179 Absatz 2, 179bis Absatz 

2 und 264 Absatz 2 des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern vom 1. Dezember 

19851) 

beschliesst: 

I. 

Die Steuerverordnung Nr. 10 über Bezug, Fälligkeit und Verzinsung der Haupt- und Nebensteuern 

vom 5. Juli 19942) wird wie folgt geändert: 

 

§ 2bis Abs. 2 wird eingefügt: 
2 Gegen die Mahngebühr können die Steuerpflichtigen bei der Bezugsbehörde innert 30 Tagen 

schriftlich Einsprache erheben. Den Einspracheentscheid können sie innert 30 mit Rekurs an das 

Kant. Steuergericht anfechten. 

II. 

Diese Änderung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. Vorbehalten bleibt das Einspruchsrecht des Kan-

tonsrates. 

Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 

 

 ________________  

1) BGS 614.11.  
2) GS 93, 203 (BGS 614.159.10.) 
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Verteiler RRB 

Steueramt (20) 

Finanzdepartement (2) 

Amtschreibereien (8) 

Parlamentsdienste 

Staatskanzlei SAN (Einleitung Einspruchsverfahren) 

GS 

BGS 

Drucksachenverwaltung 

 

Veto Nr. 24  Ablauf der Einspruchsfrist: 27. November 2003. 

 

Verteiler Verordnungsänderung 

Steueramt (200) 

Finanzdepartement (2) 

Amt für Finanzen 

Finanzkontrolle 

Veranlagungsbehörden (120) 

Staatssteuerregisterführer (126) 

Kant. Steuergericht (12) 

AIO 

Amtschreibereien (8) 

Eidg. Steuerverwaltung, Abt. Statistik und Dokumentation (6, Versand durch Steueramt) 
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